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Niedersachsen – Bremen

50 000 Menschen in Bremen, 35 000 Teilnehmende in 
Hannover, 17 000 in Oldenburg und 15 000 Demonstrie-
rende in Braunschweig – das sind nur einige beeindru-
ckende Zahlen, die die Behörden am Wochenende zu 
den Veranstaltungen in Niedersachsen und Bremen 
gegen Rechts und gegen die AfD veröffentlicht haben. 
Zahlreiche weitere Aktionen zwischen Nordsee und 
Harz gab es zusätzlich. In fast allen Städten beteiligten 
sich haupt- und ehrenamtliche ver.di-Vertreter*innen 
und andere Gewerkschafter*innen an den Protesten. 

Beeindruckend waren am Wochenende auch die verschiedenen 
Schilder und Transparente, die auf den Straßen und Plätzen zu 
sehen waren: „Menschenrechte, satt rechte Menschen“, war 
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GEWERKSCHAFTER*INNEN BETEILIGEN SICH 
ZAHLREICH AN DEMOS GEGEN RECHTS

dort zu lesen, oder: „Wenn die AfD die Antwort ist, wie dumm 
war dann die Frage?“, aber auch: „Nazis? Hatten wir schon- war 
Kacke“.  Eindeutig war dann auch der Tenor der Veranstaltungen 
vom Wochenende: Nie wieder ist jetzt!

Bei ihrer Rede auf dem Opernplatz erntete die DGB-Vorsitzende 
Yasmin Fahimi großen Applaus: „Es tut wirklich gut, diese 
zehntausende Menschen in meiner Heimatstadt in Hannover auf 
dem Opernplatz zu sehen“, rief sie der Menge zu. „Es reicht. Der 
Rechtsstaat muss mit allen Mitteln, mit Entschlossenheit und 
mit größter Härte gegen diese rechten Hetzer und Menschen-
feinde vorgehen. Kein Frieden den Faschisten, kein Fußbreit den 
Nazis, keinen Zentimeter zurückweichen  - niemals“, ergänzte 
sie.

Neue Versammlungen und Demonstrationen sind bereits in der 
Planung. Eine Übersicht findet ihr hier: tinyurl.com/bddf5sp5
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standpunkte

GESPRÄCHE SEHR 
KONSTRUKTIV
ver.di-Landesbezirk begrüßt schnelle Übertragung des 
Tarifergebnisses auf die aktiven Beamtinnen und 
Beamten und die Versorgungsempfängerinnen und 
-empfänger

Der Ablauf ist inzwischen allgemein bekannt: Nachdem die 
Tarifverhandlungen für die Landesbeschäftigten im Dezember zu 
einer Einigung gekommen sind, geht es getreu dem Motto: 
„Verhandeln statt Verordnen“, um die Übertragung des Ergeb-
nisses auf die Landes- und Kommunalbeamt*innen. 

Dazu gab es Anfang Januar einen Termin mit dem niedersächsi-
schen Finanzminister Gerald Heere. Für ver.di waren, als Teil der 
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DGB-Delegation, Andrea Wemheuer und Stefanie Reich für die 
Landesbezirksleitung sowie unser Landesbeamtensekretär 
Matthias Hoffmann dabei. 

Der dreiköpfigen ver.di-Delegation war es wichtig, dass jetzt 
nicht nur eine inhaltsgleiche, sondern auch eine zeitnahe 
Übertragung erfolgt. Erfreulich war dementsprechend die 
Ankündigung des Finanzministers, dies jetzt auf den Weg zu 
bringen und das Tarifergebnis inhalts- und wirkungsgleich zu 
übertragen.

Um dies zügig zu erreichen, sind zwei Gesetze vorgesehen: Eins 
zur Umsetzung der Inflationsausgleichsprämie (die Auszahlung 
ist für April avisiert) und ein weiteres zur Umsetzung der weite-
ren tariflichen Einigung. In diesem Zusammenhang wies 
Stefanie Reich auch auf die im Bundesdurchschnitt niedrigen 
Anwärterbezüge hin.

„Wir freuen uns sehr, dass das Gespräch von uns Gewerkschaf-
ten mit dem niedersächsischen Finanzminister so konstruktiv 
war und wir uns auf eine schnelle Übertragung auf die Beamten-
besoldung einigen konnten“, sagte Stefanie Reich. „Für die 
zukünftige Nachwuchsgewinnung haben wir eine überproporti-
onale Anhebung der Beamtenanwärterbezüge angeregt. Es 
stünde dem Land gut, aus dem Tabellenkeller herauszukom-
men.“

In Bremen hat der Senat bereits im Dezember den Entwurf eines 
„Gesetzes zur Gewährung einer einmaligen und monatlichen 
Sonderzahlung“ beschlossen und in die Bürgerschaft zur 
Beschlussfassung gegeben.

V.i.S.d.P.:  
ver.di-LBZ Niedersachsen-Bremen, Andrea Wemheuer, Tel. 0511 / 12400 101, Mail: pressestelle.nds-hb@verdi.de

Disclaimer:  
Wer den Newsletter nicht mehr bekommen möchte, schreibt eine Mail mit dem Betreff „abbestellen“ 
an die Mail-Adresse pressestelle.nds-hb@verdi.de.

TARIFRUNDE IM HANDEL – 
KEIN ENDE IN SICHT
Die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten im 
Handel in Niedersachsen und Bremen sind inzwischen 
so festgefahren, dass kaum eine ernstzunehmende 
Prognose über ein Ende des Konflikts abgegeben 
werden kann. Die Kolleg*innen des Fachbereichs 
stellen sich deshalb auf eine lange Tarifrunde ein – und 
signalisieren das auch den Arbeitgebern. Die Tarifaus-
einandersetzung habe inzwischen eine grundsätzliche 
Dimension erreicht, die (tarif-)politisch für ver.di 
insgesamt relevant sei, heißt es. 

Auch ein kurzfristiger Einigungsversuch im Tarifgebiet Einzel-
handel Hamburg kurz vor dem Jahreswechsel scheiterte. Die 
Arbeitgeber wollten über keine der dort zahlreich von der 
Tarifkommission gebauten Brücken gehen, die zu einem für 
beide Parteien akzeptablen und gesichtswahrenden Ergebnis 
hätten führen können. Die Bundestarifkoordinierung der Arbeit-

geber gestand den Akteuren vor Ort keinen Spielraum zu, 
stattdessen hielten sie an ihrem Tarifdiktat fest. Damit sei 
endgültig klar, dass es keinerlei ernsthaften Einigungswillen 
geben würde, sondern vielmehr darum gehe, die im vergange-
nen Jahr erstarkten betrieblichen Aktiven zu brechen und 
unserer Organisation eine Niederlage mit grundsätzlichen 
Auswirkungen auf zukünftige Tarifrunden zuzufügen, heißt es 
aus dem Fachbereich.

Unterstützung für teile der Kolleg*innen aus dem Handel gab es 
in einem anderen Punkt: Die Kolleg*innen der Tarifkommission 
des Einzelhandels in Nordrhein-Westfalen haben eine Resoluti-
on für die Beschäftigten von Primark in Hannover verfasst. „Wir 
stehen in Solidarität mit den betroffenen Kolleg*innen und 
unterstützen sie in ihrem entschlossenen Stand gegen 
Einschüchterung und unrechtmäßige Praktiken“, heißt es in dem 
Schreiben. ver.di hatte zuvor öffentlich gemacht, dass rund 50 
Beschäftigte von Primark in Hannover von der Geschäftsleitung 
aufgefordert worden waren, ohne Angaben von Gründen, Teile 
ihres Lohns zurückzuzahlen.
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